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Das Recht auf Arbeit als Wirtſchaftsprinzip aufzuſtellen, 
heißt behaupten, daß eine ſinnvolle Wirtſchaft ſtattfindet, wenn 
das Recht auf Arbeit wirkſam iſt. 

Es heißt behaupten, daß das Recht auf Arbeit ein ſinnvolles 
Wirtſchaften maßgebend verbürgt. 

Das Recht auf Arbeit ſoll die wirkſame Grund: 
tatſache des Wirtſchaftslebens ſein. 

Wenn wir nach einem Prinzip der Wirtſchaft fragen, ſo iſt 
die Frageſtellung anders, als wenn wir nach der Aufgabe der 
Wirtſchaft oder dem Zweck des Wirtſchaftens fragen. 

Unſere Srageftellung wird fo weiter und umfaſſender, als die: 
jenige, der wir in der vergangenen materialiſtiſchen Epoche be⸗ 
gegnet ſind. 

Wir fragen hier nicht nach Wirtſchaftsgeſetzen und verſuchen 
nicht den Zweck der Wirtſchaft aus ihr ſelbſt oder aus ihrer 
Aufgabe gegenüber dem Volke oder der Menſchheit zu um: 
ſchreiben, ſondern wir fragen nach dem beherrſchenden Grund⸗ 
geſetz, das ſeinerſeits geeignet iſt, der Wirtſchaft ihre Geſetze 
zu geben. 

Damit ſind wir auf einer völlig anderen Ebene angelangt, 
als wenn wir die Naturgeſetze des Arbeitslebens, der Güter⸗ 
erzeugung, des Güteraustauſchs unterſuchen. Und wir haben 
den wichtigen Schritt von einer beſchreibenden zu einer geſetz⸗ 
gebenden Erkenntnis getan. 

Der Widerſpruch, der ſich aus den Reihen der jungen, zu 
neuem Schaffen und neuem Geſtalten bereiten Generation gegen 
die naturwiſſenſchaftliche Betrachtung der Wirtſchaft erhoben 
hat, betrifft in feinem Kern nicht die Richtigkeit und Brauch⸗ 
barkeit der exakten Forſchung gegenüber den materiellen Wirt⸗ 
ſchaftsvorgängen. Dieſe find unzweifelhaft Gegenſtand ſtrenger, 


6 Bernhard Köhler. 


vorausfegungslofer Erforſchung und Wiffensbildung mit dem 
Siecle der Schaffung eines geficherten Gebäudes zuverläſſiger 
Erkenntniſſe. 

Der Widerſpruch richtete ſich vielmehr gegen den Anſpruch 
richtungweiſender Beeinfluſſung des politiſchen Handelns durch 
jene wiſſenſchaftlichen Erkenntniſſe. Ohne daß die eigentliche 
Triebfeder der Empörung Worte fand, empfand das Zeitalter 
der Empörung inſtinktſicher, daß wiſſenſchaftliche Erkenntniſſe 
nicht geeignet ſind, die Geſetze ſchöpferiſchen Handelns vor⸗ 
zuſchreiben. 

Es empfand, daß das Leben und der Aufbau eines Volkes 
etwas anderes iſt als die techniſche Anwendung der Natur⸗ 
wiſſenſchaften, und daß daher die Erteilung von Aufträgen und 
Geboten für das zukunftsweiſende Handeln nicht Sache einer 
Tatſachenforſchung, ſondern Sache einer höheren Kraft ſein 
muß, die ſelbſt erſt die Tatſachen ſchafft. 

Der Urgrund einer Willensbildung und des Handelns kann 
niemals eine Tatſachenerkenntnis, ſondern immer nur eine ſitt⸗ 
liche Kraft ſein. Die Politik empfängt ihre Geſetze nicht aus 
wiſſenſchaftlichen Erkenntniſſen, ſondern aus dem ſittlichen 
Entſchluß. 

Deshalb empfand unſer kämpferiſches Geſchlecht die Unſtim⸗ 
migkeit und Schiefheit der Zweckſetzungen, die uns ſchließlich 
die Wirtſchaft als die wichtigſte Aufgabe des Daſeins und 
unſer Dafein nur noch als Träger einer über uns ſchwebenden 
Wirtſchaft beſchrieben. 

Damit wurde die Wirtſchaft zu einem Selbſtzweck, dem alles 
Daſein der Menſchen und der Völker untergeordnet wurde, und 
es beſtand nur noch der Streit darüber, in welcher Form dieſe 
Unterordnung verhältnismäßig am anſtändigſten und tragbarſten 
durchzuführen ſei. 

Von dieſer Erkenntnis aus geſehen, unterſcheidet ſich der 
Marxismus auch in ſeinen radikalſten Außerungen in keiner 
Weiſe von einem unbekümmerten Kapitalismus, der aus An⸗ 
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ftand oder Menſchenfreundlichkeit gewiſſe foziale Zugeſtändniſſe 
zu machen bereit iſt. 

Der Nationalſozialismus hat den entſcheidenden Schritt über 
die ſelbſtquäleriſchen Erörterungen hinaus getan, die ſich darum 
bemühten, eine möglichſt milde und, wie man ſogar glaubte, 
ſozialiſtiſche Form für die Herrſchaft der Wirtſchaft über den 
Menſchen und die Völker zu finden. 

Er hat gezeigt, daß weder die marxiſtiſche noch die ſentimen⸗ 
tale Frageſtellung gegenüber dem Kapitalismus je eine befrie⸗ 
digende Antwort finden konnte, weil die Frageſtellung eben 
falſch war. 

Die Frage wird erft lösbar, wenn fie richtig geftellt iſt, und 
ſie iſt erſt richtig geſtellt, wenn der Vorrang der Wirtſchaft vor 
Leben, Recht, Sittlichkeit, Kultur grundſätzlich verneint iſt. 

Erſt dann kann nach dem Grundgeſetz gefragt werden, das 
über allem wirtſchaftlichen Geſchehen ſteht und das dem Ein⸗ 
ſpruch gerecht wird, den der lebendige Inſtinkt gegen die Über⸗ 
wältigung des Lebens durch die Wirtſchaft erhoben hat. 

Von hier aus verſtehen wir die tiefe Berechtigung der Be⸗ 
wegungen, die ſeit dem 18. Jahrhundert und insbeſondere im 
19. Jahrhundert als ſozialiſtiſche Beſtrebungen und Revolutionen 
ſich gegen den Kapitalismus gewendet haben. 

Denn wenn wir den vor uns lebenden Geſchlechtern gerecht 
werden wollen, dürfen wir den Durchbruch unſeres eigenen 
Lebenswillens nicht als die bloße Verneinung der vor uns be: 
gangenen Irrtümer anſehen, ſondern als die Krönung eines 
Ringens, in dem unſere Väter, ohne das eigentliche Ziel zu 
ſehen, ſchickſalhaft geſtanden haben. 

Der Nationalſozialismus bekennt ſich in dieſem Sinne frei⸗ 
mütig als Nachfahr und Träger der deutſchen Arbeiter⸗ 
bewegung, deren jüdiſche Verfälſchung durch den Marxismus 
wir ja als die eigentliche Urſache unſeres Volkselends bekämpft 
haben. 
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Das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsprinzip beſtand nicht etwa in 
beſtimmten wirtſchaftlichen Zuftänden, ſondern darin, daß die 
Wirtſchaft, die Verſorgung, das Diesſeits über alle Kräfte und 
Pflichten des Volles geſtellt ſchien. 

Ihre ſtrenge Ausrichtung auf das Kapital als Selbſtzweck 
und wiederum Urgrund alles wirtſchaftlichen Geſchehens erhielt 
die Wirtſchaft erſt durch jene falſche Rangordnung. 

Denn wenn die Wirtſchaft Selbſtzweck und oberſte Erſchei⸗ 
nung des Lebens geworden war, ſo mußte ihre hervorſtechende 
Aufgabe, die Vermögensbildung, naturgemäß erſt recht als Sinn 
des Daſeins erſcheinen. 

Es war dann nicht ſchwer, weiterhin zu dem Aberglauben zu 
kommen, als ob das Vermögen auch gleichzeitig die Voraus⸗ 
ſetzung jeder Wirtſchaft ſei. 

Die Geburtsſtunde des Kapitalismus iſt daher nicht in jenen 
Seiten zu ſuchen, in denen irgendeine Vormacht des Vermögens 
oder eine Ausbeutung oder ſonſtiges Unrecht beſtand. 

Sondern ſie hat im eigentlichen Sinne erſt damals geſchlagen, 
als der Aberglaube gepredigt wurde, die Grundlagen der Güter⸗ 
erzeugung ſeien nicht nur Boden und Arbeit, ſondern auch das 
Kapital. 

Damals erſt begann das Vermögen des Einzelnen den An⸗ 
ſpruch zu erheben, einer beſtimmenden Gewalt, einem weſent⸗ 
lichen, überperſönlichen Kapital zuzugehören; damals erſt be⸗ 
gannen die wirtſchaftlichen Auswirkungen des Kapitalismus, 
die nur äußerlich, aber nicht dem Weſen nach den Ausbeutungs⸗ 
erſcheinungen früherer Epochen glichen. 

Daraus entſtand jene eigentümliche Geiſtes- und Willens⸗ 
haltung, die in der Bildung von Kapital den letzten Sinn der 
gewerblichen Tätigkeit ſah, die die Erhaltung und Vergrößerung 
des Vermögens als innerſten Lebenszweck und volle Lebenserfül⸗ 
lung der Menſchen anſehen konnte, und die ſchließlich damit 
enden mußte, die Sicherung des Vermögens als wichtigſte 
Pflicht zu empfinden, weil ſowohl das eigene Leben wie auch 
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das Leben des Volkes von dieſer Sicherung unentrinnbar ab: 
hängig zu ſein ſchien. 

Der Marxismus hat gegenüber dieſer Geiſtes- und Willens⸗ 
haltung nichts anderes getan, als ſie anzuerkennen, ja ſogar ſie 
zu unterſtreichen und zu fördern und lediglich danach zu ſtreben, 
daß an Stelle einzelner Prieſter dieſes Aberglaubens eine un⸗ 
perſönliche Kultgemeinde, die kommuniſtiſchen Götzenanbeter des 
Kapitalismus träten. 

Er hat ſich in keiner Weiſe gegen die Herrſchaft des Kapitals 
über den Menſchen empört, ſondern lediglich eine andere In⸗ 
haberſchaft dieſer Herrſchaft gefordert. 

Erſt der vollkommene Bruch mit dem materialiſtiſchen Aber⸗ 
glauben und die Beſinnung auf die ſittlichen Untergründe des 
menſchlichen und völkiſchen Lebens hat die Entthronung des 
Kapitals und die Beſeitigung des Kapitalismus eingeleitet. 


* 


Hieraus ergibt ſich, daß die Beſeitigung des Kapitalismus 
nicht gleichbedeutend ſein kann mit der Beſeitigung des Kapitals. 

Kapital kann nur aus Arbeit entſtehen, und es iſt daher in 
keiner Weiſe einzuſehen, warum es an ſich ſchlechter oder weniger 
daſeinsberechtigt ſein ſoll als die Arbeit ſelbſt. 

Ebenſowenig aber iſt einzuſehen, wieſo dieſes Erzeugnis der 
Arbeit Herr ſein ſoll über ſeinen Erzeuger. 

Und dieſe Herrſchaft kann ſicherlich nicht darin begründet 
ſein, daß einige Kapital beſitzen, während andere keins haben, 
noch auch darin, daß der wirtſchaftlichen Tätigkeit die Aufgabe 
zuerteilt wird, Kapital zu bilden. 

Es kann ſich daher bei einer antikapitaliſtiſchen Willenshal⸗ 
tung und deren Auswirkung auf die Wirtſchaft auch weder 
darum handeln, den einzelnen Vermögensbeſitzer auszuſchalten, 
zu enteignen, noch etwa der wirtſchaftlichen Tätigkeit ihre Ziel⸗ 
ſetzung auf Vermögensbildung zu beſtreiten oder zu unterbinden. 
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Denn offenbar kann ein Befigender den Befiglofen nicht des: 
wegen beberrfchen oder ausbeuten, weil er im Befige von Der: 
mögen ift, fondern nur dann, wenn der Beſitzloſe zur Erhaltung 
ſeines Daſeins auf den Beſitz des anderen angewieſen iſt. 

Und zwar kann eine ſolche Herrſchaft auch nur aufgerichtet 
werden, wenn es ſich buchſtäblich um die Erhaltung des nackten 
Daſeins handelt. 

Nur in dieſem Falle liegt ein Zwang zur Unterwerfung unter 
den Beſitzenden vor, der ein Unrecht bedeutet, während jede 
freiwillige Unterwerfung keine Sklaverei, ſondern ein Dienen iſt. 

Hierin liegt der tiefe und durch keinerlei Dialektik weg⸗ 
zuwiſchende Unterſchied zwiſchen dem proletariſchen „Arbeiter“ 
und dem nichtproletariſchen „Angeſtellten“, wobei ausdrücklich 
betont fei, daß dieſe beiden Worte hier in dem alten Klaſſen⸗ 
ſinne gebraucht ſind, um klarzumachen, was der Volksmund 
eigentlich mit dieſer verſchiedenen Bezeichnung hat ſagen wollen. 

Er meinte damit, daß der „Angeſtellte“ in einem einigermaßen 
perſönlich abgeſtellten Vertragsverhältnis ſtehe, während der 
„Arbeiter“ als bloße unperſönliche Arbeitskraft nach Bedarf ges 
rufen oder weggeſchickt wird. 

Es ſpielt hier keine Rolle, daß wir ſelbſt mit allem Nachdruck 
tätig ſind, dieſe rechtliche, ſoziale und ſprachliche Unterſcheidung 
auszumerzen, wenn wir uns in dieſem Juſammenhang an die 
Entſtehung des Sprachgebrauchs erinnern. 

Denn das Beſtreben zur Vernichtung dieſer Unterſcheidungen 
würde ſich ja auf eine verhältnismäßig belangloſe Außerlichkeit 
richten, wenn es nicht letzten Endes entſtanden wäre aus der 
Erkenntnis, daß der proletariſche Charakter der Arbeiterſchaft, 
wie er ehemals beſtand, ein Unrecht darſtellte, deſſen wir uns 
ſchämen würden, wenn wir es beſtehen ließen. 

Im Gegenteil bedeutet das Beſtreben nach völliger Aufhebung 
auch der äußerlichen Unterſchiede nichts anderes als das Bewußt⸗ 
fein, den proletariſchen Juſtand bis zum letzten Reſt überwinden 
zu müſſen. 
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Wenn aber nicht das Beſtehen von Kapital und die private 
Verfügung über Kapital die Urſache der Ausbeutung iſt, fons 
dern die Abhängigkeit anderer vom Kapital, ſo iſt zur Beſeiti⸗ 
gung des Unrechts nicht am Beſtand und der Rechtsgültigkeit 
des Rapitalbefiges anzuſetzen, ſondern an der gefährlichen Ab: 
hängigkeit. 

Und daraus ergibt ſich zunächſt, daß die Vernichtung des 
Kapitals und der privaten Verfügung darüber keine Aufgabe 
für die ſozialiſtiſche Geſtaltung des Volkes iſt, ſondern eben die 
Beſeitigung der Abhängigkeit vom Kapital. 

Um nochmals auf den marxiſtiſchen Irrtum hinzuweiſen, füge 
ich hier ein: 

Der Marxismus hat die Abhängigkeit vom Kapital anerkannt 
und lediglich die Verfügung darüber umzugeſtalten geſucht, er 
hat an Stelle der Abhängigkeit vom Einzelnen die Abhängigkeit 
vom Geſamtlapital geſetzt. 

Der Nationalſozialismus ſtellt ſich die {hérs 
fer geſehene Aufgabe, die Abhängigkeit ſelbſt 
zu beſeitigen, weil er nicht wie der Marxismus 
und der Kapitalismus in dieſer Abhängigkeit ein 
Naturgeſetz zu ſehen vermag. 

Serner aber verſchließen wir die Augen nicht vor der natür— 
lichen Tatſache, daß das Ziel deſſen, was wir Wirtſchaft nennen, 
immer Vermögensbildung ſein muß. 

Es ift ein Irrtum, anzunehmen, daß die Aufgabe des Dirt: 
ſchaftens die Bedarfsbefriedigung ſei, es ſei denn, man faſſe 
den Begriff „Bedarfsbefriedigung“ fo weit, daß er zur Ders 
ſtändigung unbrauchbar wird. 

Jur Bedarfsbefriedigung iſt die Arbeit da, nicht aber die Wirt⸗ 
ſchaft, und es iſt nur eine Folge eines wenig gewiſſenhaften 
Sprachgebrauchs, wenn wir gewöhnt worden find, unter Wirt- 
ſchaft das geſamte Arbeitsleben zu verſtehen. 

Die Sprach und Geiſtesverwirrung iſt ferner die durchaus 
nicht verwunderliche Solge eben der kapitaliſtiſchen Geiftes- und 


12 Bernhard Róbler. 


Willenshaltung, der die Wirtſchaft und ihre Aufgabe, die 
Vermögensbildung, als Selbſtzweck erſchien und die daher die 
Arbeit lediglich als ein dienendes Element der Wirtſchaft be: 
trachtete. 

Wir müſſen mit aller Entſchiedenheit uns ges 
wöhnen, die Arbeit wieder als eine an ſich ge⸗ 
gebene, unmittelbare Wirklichkeit des Lebens zu 
verſtehen, aus deren Daſein und Kraft die Wirt⸗ 
ſchaft überhaupt erft möglich wird. 

Es iſt wohl zu denken, daß Arbeit ſtattfindet, 
ohne daß gewirtſchaftet wird. Es iſt aber nicht 
zu denken, daß gewirtſchaftet werden kann, ohne 
daß zuvor gearbeitet worden iſt. 

Wir haben im deutſchen Volke Millionen von Volksgenoſſen, 
die arbeiten, ohne zu wirtſchaften; und „die Wirtſchaft“ tritt 
ihnen gegenüber als eine Verwaltung des Geſamtarbeitsertrags, 
die gleichzeitig über ſie ſelbſt verfügt. 

Dies iſt das äußerliche Bild jenes kapitaliſtiſchen Aberglaubens, 
den wir vorhin geſchildert haben. 

Es iſt ja das Kennzeichen des proletariſchen Haushaltes, daß er 
nur der Bedarfsdeckung von Tag zu Tag dient, nicht aber der 
Vermögensbildung; das Leben von der Hand in den Mund, 
ohne Vorſorge auf die Zukunft. 

Denn Wirtſchaften heißt doch nach jedem natürlichen deutſchen 
Sprachgebrauch: Arbeitsertrag erfaſſen, ſammeln, ordnen, ein⸗ 
teilen, bereitſtellen und zur Verfügung halten für neue Ver⸗ 
wendung. 

Da aber Arbeitsertrag auch das einzige Betriebsmittel der 
künftigen Arbeit iſt und ſeine Bereitſtellung nur den Sinn der 
Ermöglichung neuer Arbeit haben kann, ergibt ſich, daß die 
wirtſchaftende Tätigkeit die Aufgabe hat, Vermögen für neue 
Arbeit bereitzuſtellen. 

Dieſe Vermögensbildung betrifft ſowohl die Bereitſtellung der 
Mittel für den jeweils folgenden Arbeitsabſchnitt als auch die 
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Sammlung von Vorrat für Notzeit oder zur Begründung über⸗ 
haupt neuer Arbeitsmöglichkeit. 

Ich kann mich hier auf die Sprachverwirrung bei der Der: 
wendung des Wortes Kapital nicht einlaſſen und erwähne nur 
nebenbei, daß genau genommen „Kapital“ nur eine zinstragende 
Hauptſumme iſt. 

Es wird Aufgabe ſpäterer Auseinanderſetzungen ſein, den an 
ſich gar nicht ſo ſchwierigen Begriff Kapital von den deutſchen 
Begriffen Vermögen, Beſitz und Eigentum zu trennen. 

Vermögen iſt jedenfalls das, was ich vermag: Die Ermög⸗ 
lichung neuer Leiſtung. 

Und ſolange wir im Gebiete der Wirtſchaft bleiben und nicht 
darüber hinaus das Gebiet der Kultur und der hierfür not— 
wendigen Beſitzbildung betrachten, bleibt jedenfalls die Ders 
mögensbildung auf die Ermöglichung neuer Arbeit abgeſtellt. 

Damit iſt aber die beſondere Aufgabe der Wirtſchaft eindeutig 
beſtimmt, ihre Berechtigung erwieſen und gleichzeitig ihr Stand⸗ 
ort als Dienerin der Arbeit feſtgelegt. 

Denn ebenſoſehr, wie der Wirtſchaft nun die hohe Aufgabe 
zufällt, nicht nur für die Lebenden, ſondern auch für die Wad: 
kommen Vermögen, d. h. Arbeitsmöglichkeit und Leiſtungsraum, 
zu ſchaffen, ebenſo ift ihr nunmehr der Anſpruch endgültig ges 
nommen, als Selbſtzweck über die Arbeit zu herrſchen. 

Die Wirtſchaft iſt auf dieſe Weiſe einbezogen in das große 
und ewigfließende Leben des Volkes und darf erwarten, nicht 
durch konſtruktive Zwangsmaßnahmen, ſondern nach ihrem eige⸗ 
nen inneren Weſen in den Dienſt des Volkes eingeordnet zu 
bleiben. 

Sie iſt damit gleichzeitig befreit von der Beſchränkung auf 
eine bloße Bedarfsdeckung, die ihre Fähigkeiten keinen höheren 
Aufgaben dienſtbar machen würde. 

Denn aus der Aufgabenſtellung bloßer Bedarfsdeckung würde 
ſich zwangsläufig die Notwendigkeit einer Bedarfsbemeſſung 
ergeben, die ſchließlich damit enden würde, ſowohl der äußeren 
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Lebenshaltung als auch der Bildung von Kulturgütern Feſſeln 
anzulegen. 

Eine bloße Bedarfsdeckungswirtſchaft könnte ſogar zentral 
und planmäßig gelenkt gedacht werden. Eine Wirtſchaft mit 
der höheren Aufgabe der Vermögensbildung ſprengt naturnot⸗ 
wendig ſolche Schranken und muß die Verantwortung für ihre 
Aufgabe frei erfüllen können. 

* 


3ft ſomit die Wirtſchaft von dem Sluch des Selbſtzwecks er- 
löſt und nur mehr auf ein Silfsziel angeſetzt, jo verliert fie die 
Gefährlichkeit diefes Selbftzweds und gewinnt die Berechtigung, 
nad ihrem eigenen Wefen betrieben zu werden. 

Es ift nicht mehr notwendig, ihr weſensfremde, unwirtſchaft⸗ 
liche Auflagen zu machen, um fie an der Zerftörung auferwirt: 
ſchaftlicher Werte, ſittlicher Pflichten, geiſtiger und ſeeliſcher 
Güter zu hindern. 

Hierzu genügt aber nicht die Begriffsbeſtimmung, die ihr 
ihren Platz im Volksleben neu zuweiſt, ſondern hierzu iſt note 
wendig die zwingende Bindung an die Grundgeſetze, die den 
ſittlichen Willen und das Gewiſſen des Volkes verkörpern. 

Eine ſolche Bindung iſt nur möglich, wenn die unbedingte 
Herrſchaft der ſittlichen Grundſätze gewährleiſtet iſt; und dies 
hat zur Vorausſetzung, daß erſtens dieſe Grundſätze ſelbſt nichts 
anderes als echte innere Notwendigkeiten des Volkslebens Oats 
ſtellen und daß zweitens dieſe Grundſätze durch die politiſche 
Führung des Volkes verbürgt werden. 

Die politiſche Führung und ihre ausführende Gewalt, der 
Staat, haben die Aufgabe, das Recht, das als der ſittliche Wille 
echten Blutes im Volke lebt, zu verwirklichen und zu verbürgen. 

* 


Wir hätten es nie nötig gehabt, gegen die kapitaliftifche 
Geiſtes- und Willenshaltung uns aufzulehnen, wenn dieſe das 
Recht verkörpern würde. 
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Die Herrſchaft des Kapitals über die Arbeit ift fo lange mög⸗ 
lich, ſolange die Arbeitskraft zu ihrer Lebenserhaltung auf das 
Kapital angewieſen iſt. 

Der Kapitalismus iſt beſeitigt, wenn die Abhängigkeit des 
Menſchen vom Kapital beſeitigt iſt. 

Vorausſetzung für dieſen Schritt war die Beſinnung des 
Volkes darauf, daß ſein Leben durch ſeine eigene Arbeit erhalten 
wird und daß dieſe Arbeitsleiſtung durch einen Streik des 
Kapitals nicht verhindert werden kann noch von der Zu⸗ 
ſtimmung des Kapitals abhängig iſt. 

Das deutſche Volk hat ſich mit ſeinem Entſchluß zur Beſeiti⸗ 
gung der Arbeitsloſigkeit auf ſein Recht beſonnen, von ſeiner 
Arbeit zu leben, und hat ſich dieſes Recht genommen, weil 
es ſich deſſen bewußt iſt, daß nichts und niemand auf der Welt 
ihm dieſes Recht verweigern kann. 

Es bat fib damit ſelbſt aus der proletarifchen Rechtloſigkeit 
befreit, die darin beſtand, daß es warten ſollte, bis ihm das 
internationale Kapital durch neue Anlagen oder „die Weltwirt: 
ſchaft“ durch neue Aufträge Arbeit geben würde. 

Es hat {ib damit aus dem Stande eines „Arbeitnehmer- 
volkes“ befreit, der ihm zugedacht war und deſſen unabänderliche 
Notwendigkeit uns ebenſo gepredigt worden iſt, wie Kapitalis⸗ 
mus und Marxismus dem Arbeiter die Unabänderlichkeit ſeiner 
Abhängigkeit vom Kapital gepredigt hat. 

Dieſe Erkenntnis, daß das deutſche Volk das 
Recht, von ſeiner Arbeit zu leben, in ſeiner 
eigenen Hand hält und von niemandem anderen 
empfängt als von feinem Schöpfer, iſt die Grund— 
tatſache der geſamten deutſchen Wirtſchaftspolitik ſeit der Macht⸗ 
ergreifung durch Adolf Hitler. 

Sie bedeutet nicht weniger als die Kündigung einer durch 
Aberglauben aufrechterhaltenen Sörigkeit des Volkes an das 
Kapital. 

Mit dieſem Schritt iſt das deutſche Volk und das Deutſche 
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Rech als erftes unter den Völkern zu einem ſozialiſtiſchen Reich 
geworden, und es bedarf nicht einmal mehr eines beſonderen 
Entſchluſſes, ſondern nur mehr der unbeirrbaren und folgerich⸗ 
tigen Verwirklichung des neuen Gewiſſens im Innern des 
Volkes, um auch dem einzelnen Volksgenoſſen die gleiche Sicher⸗ 
heit ſeines Lebensrechtes zu geben. 

Denn auch hier lag das proletarifche Arbeit nehmer tum 
darin begründet, daß insbeſondere der Beſitzloſe, der nur von 
ſeiner Arbeit leben kann, gezwungen war, ſeine Arbeitskraft auf 
einem Markt auszubieten, mit Tauſenden und Hunderttauſenden 
von Schickſalsgenoſſen im Wettbewerb um jeden freien Arbeits⸗ 
platz zu ſtehen unter der Gewißheit, daß immer ein Überſchuß 
an Arbeitskräften einem zu geringen Raum für Arbeit gegen⸗ 
überſtehen würde. 

Dies hat den Arbeiter zum Proletarier gemacht, daß er ſich 
mit ſeinem ganzen Daſein nicht etwa auf Fleiß und Tüchtigkeit, 
auf Lebenskraft und Lebenswillen angewieſen, ſondern durch— 
aus in Frage geſtellt ſah; je nachdem, ob er das Glück hatte, 
einen Arbeitsplatz zu beſetzen oder nicht. 

Es iſt verſtändlich, wenn der Arbeiter im niederſchmetternden 
Bewußtſein dieſer Tatſache denjenigen zu haſſen lernte, der vor 
ſeinen Augen über die Arbeitsplätze verfügte, und daß es nicht 
ſchwer war, ihm klarzumachen, daß die „Klaſſe derjenigen, die 
über die Produktionsmittel verfügten“, die Klaſſe der Sklaven⸗ 
halter ſei, die gleichzeitig an der Aufrechterhaltung der Sklaverei 
intereſſiert wäre. 

Und es iſt ferner verſtändlich, daß von hier aus in die beſten 
Teile der deutſchen Arbeiterſchaft auch der Aberglaube einzog, 
nur eine Wirtſchaft, die durch einen von ihr ſelbſt beherrſchten 
Staat gelenkt ſei und die ihren ganzen Apparat auf einen meß⸗ 
baren Bedarf einzurichten gezwungen würde, könne ihn vor 
den „Kriſen“ bewahren, die fein eigenes Daſein immer wieder 
in Frage ſtellten. 

Wir ſehen hier deutlich, wie das Ideal einer zentral gelenkten 
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Bedarfsdeckungswirtſchaft aus der Ratlofigteit und Verzweiflung 
geboren wird, die gegenüber der Bedrohung durch die Ar⸗ 
beitsloſigkeit keinen anderen Ausweg ſieht. 

Und wir verſtehen wiederum das Mißtrauen weiter auch 
heute noch dieſem verkehrten Ideal anhängender Kreiſe gegen die 
von uns immer wieder erhobene Forderung nach einer freien, 
von wirtſchaftlichen Geboten geleiteten Wirtſchaft. 

Denn Unzählige können ſich noch nicht denken, daß eine Wirte 
ſchaft, von wirtſchaftlichen Erwägungen beſtimmt, nicht gleich⸗ 
zeitig die ſchwerſte Bedrohung der ſittlichen Rechte des Volks⸗ 
genoſſen und des Volkes bedeute. 

Sie werden erſt ſehen lernen müſſen, daß ein greifbares und 
wirkliches Recht, das zur unbedingten Herrſchaft im Volke er: 
hoben iſt, ſtärker iſt als alle Maßnahmen zur Beaufſichtigung 
und Entperſönlichung der Wirtſchaft. 

Denn hier handelt es ſich, ebenſo wie bei dem neuen Begriff 
der Arbeit als einer weit über die Belange und die Aufgaben 
der Wirtſchaft hinausreichenden Wirklichkeit, um das Wirklich— 
werden, Wirkſamwerden, um die neu zu begreifende Tat ſache 
eines Rechtes, das unverrückbar, unangreifbar und un: 
widerſtehlich im Volke aufgerichtet wird. 

Es handelt ſich nicht darum, das Recht an ſich zu prokla— 
mieren und anzuerkennen und im übrigen dem Alltag zu über⸗ 
laffen, wie weit er dieſes Recht zu berückſichtigen geneigt oder 
imſtande iſt. 

Und es handelt ſich ebenſowenig um ein Recht, das erſt durch 
Vertrag oder Leiſtung geboren würde und das nur fo lange be: 
ſtünde, als die beiden Vertragspartner es einvernehmlich aufrecht⸗ 
zuerhalten geſonnen ſind. 

Sondern es handelt ſich um das Recht, das beſteht, ſolange 
das Volk beſteht, deſſen Blut und Gewiſſen es eigen iſt. 

Und dieſes Volk erkennt, daß es ſein eigenes Blut und Ge⸗ 
wiſſen verrät, wenn es das ihm eingeborene Recht nicht ver: 
wirklicht. 0 NA 
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És ift etwas ganz anderes als „die Rechte“, die man fic) im 
Kampfe gegen anders intereffierte Mächte erwerben kann, etwas 
anderes als der Anſpruch auf eine Gegenleiſtung für die Leiſtung, 
die man eingeſetzt hat. 

Es iſt der unausweichliche Zwang, der auf der politiſchen 
Führung des Volkes liegt, weil fie ja nichts anderes fein kann 
als die Vollſtreckerin des ſittlichen Willens des Volkes; die un⸗ 
ausweichliche Pflicht, die zu erfüllen der eigentliche Sinn des 
Einſatzes politiſcher Führer iſt. 

Und es wird damit zu feiner Zeit auch in die Form des Gee 
fees, der bindenden Rechtsvorſchrift gelangen, die für alle 
Zeiten jeder Staatsregierung ihre Pflicht vor Augen hält. 

Es würde nichts nützen, und es wäre auch nichts Neues, wenn 
wir uns damit begnügten, feſtzuſtellen, daß „eigentlich“ der 
Menſch doch das Recht auf Arbeit habe. 

Was dieſe Forderung zu etwas Neuem und Schickſalgeſtal⸗ 
tendem macht, das iſt, daß ſie von einem ganzen Volk für ſich 
erhoben und verwirklicht worden und in die Willensrichtung 
des Volkes auch für die innere Geſtaltung ſeines Lebens gebracht 
worden iſt. 

Mit dem Schwur zur Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit hat das 
deutſche Volk als Ganzes das Recht auf Arbeit für fib auf⸗ 
gerichtet und gleichzeitig den Weg zur Sicherung dieſes Rechtes 
für jeden Volksgenoſſen beſchritten. 

Es iſt heute ſchon mehr als eine Proklamation, als ein in 
den Sternen hängendes Recht, das ſchließlich unerreichbar als 
Munſchbild über den Menſchen ſchweben würde. 

Es iſt Tatſache geworden und wird auch weiterhin als po: 
litiſche Tatſache zwingend über dem Leben des Volkes fteben. 


* 


Das Recht auf Arbeit bedeutet, daß jeder Volksgenoſſe, der 
Arbeit ſucht, auch Arbeit finden muß. 
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In welcher Form der Garant dieſes Rechtes, der Staat, die 
Fürſorge hierfür trifft, iſt im einzelnen belanglos. 

Sein wichtigſtes Mittel ſind ſelbſtverſtändlich die wirtſchafts⸗ 
politiſchen Maßnahmen, die Verhältniſſe ſchaffen, aus denen 
heraus der Bedarf nach neuen Arbeitskräften ſich geltend machen 
muß. 

Man kann ſich ſteuerpolitiſche Maßnahmen darunter vorſtellen, 
Außenhandelsverträge zur Förderung des Abſatzes einer beſtimm⸗ 
ten Induſtrie, Vornahme öffentlicher Aufgaben, Sórderung be: 
ſtimmter neuer Gewerbe, aber ebenſo auch Förderung von Kunft 
und Wiſſenſchaft uff. uff. 

Ein Volk und eine Regierung, die den Sinn des Reichtums 
begriffen haben, den überſchüſſige Arbeitskräfte darſtellen, werz 
den nie in Verlegenheit ſein, was ſie mit ihnen anzufangen 
haben. 

Der Einfachheit halber mag man ſich vorläufig vorſtellen, 
daß jeder Arbeitsloſe nur zum Arbeitsamt zu gehen braucht, um 
eine Arbeit vermittelt zu erhalten, die, wenn nicht vollkommen, 
ſo doch einigermaßen für ihn paſſend iſt. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dabei nicht immer die ſpeziellen 
Wünſche des Arbeitſuchenden berückſichtigt werden können. 

Und es iſt wohl denkbar, daß einmal ein gelernter Arbeiter 
eine ungelernte Arbeit annehmen muß. 

Aber im ganzen kann dies nur ſelten und auch dann nur für 
kurze Ubergangsfriften vorkommen. 

Denn dadurch, daß für jede Arbeitskraft immer auch Arbeit 
da iſt, ergibt ſich, daß jeder Volksgenoſſe immer auch dasjenige 
verdient, was er zu ſeinem Leben braucht. 

Denn wir ſprechen hier ja nicht von den Untauglichen und 
den Arbeitsunwilligen. 

Schuldlos Untaugliche, die die Volksgemeinſchaft erhalten muß, 
wird es immer geben, und ebenſo auch Arbeitsſcheue, die ſich 
aus der Arbeitsgemeinſchaft des Volkes ausſchließen. 

Für alle diejenigen aber, die auch nur die ſchlichteſte Leiſtung 
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eines gefunden Menſchen vollbringen können, muß Arbeit da 
ſein. 

Und wenn auf dieſe Weiſe alle ihren regelmäßigen Verdienſt 
haben, ſo iſt im großen und ganzen der Verbrauch, der Bedarf 
und die private Beſitzbildung auch des einfachſten Arbeiters eine 
gleichbleibende Größe, die ſich als Bedarfsanmeldung an die 
Geſamtarbeitsleiſtung der Volkswirtſchaft wendet. 

Alle Gewerbe, die für den inneren Markt arbeiten, müſſen 
auf dieſe Weiſe mit einem verhältnismäßig gleichbleibenden Be⸗ 
darf dieſes Innenmarktes rechnen können. 

Das Recht auf Arbeit bringt für das Volk wie für den Linz 
zelnen eine heute noch gar nicht vorſtellbare Sicherung des Ein— 
kommens und einer der Leiſtung entſprechenden gleichmäßigen 
Einkommenshöhe mit ſich. 

Im Zuſammenhang mit der wirtſchaftlichen Befeſtigung des 
Bauerntums und durch die hier nicht weiter zu erörternde Din: 
dung des Lohnes an den Brotpreis muß ſich ſo eine innerlich 
ausgewogene Wirtſchaft ergeben, die nun erſt mit voller Hand 
lungsfreiheit und Gewinnmöglichkeit Außenhandel treiben kann. 

Denn mit Vorteil Handel treiben kann ich nur, wenn ich mit 
meiner Ware dem andern nicht nachlaufen muß. 

Ich darf nicht ausgehungert werden können, ſei es durch 
Verweigerung der Abnahme meiner Arbeit, fei es durch Ver: 
weigerung der Zufuhr fremder Arbeit. 

Hier ſehen wir in großen Fügen ſich einen Welthandel ab: 
zeichnen, der nicht zwiſchen Ausbeutern und Ausgebeuteten, ſon⸗ 
dern zwiſchen gleichberechtigten und freien Partnern betrieben 
wird. 

Denn wenn wir auch wenig von der Weltvernunft erwarten, 
da bekanntlich Geſchichte noch niemals mit Vernunft gemacht 
worden iſt, ſo ſind wir aus der Geſchichte unſerer Bewegung 
um ſo feſter überzeugt, daß letzten Endes die ſittliche Kraft einer 
Idee ſich durchſetzt, zumal mancher Tropfen Bluts, das dem 
unſeren verwandt iſt, auch in anderen Völkern lebt. 
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Aus der innerlichen Ausgewogenheit der Wirtſchaft und 
jener gleichbleibenden Beſchäftigung der Gewerbe aber ergibt 
ſich, daß die Arbeitsplätze für gelernte Arbeiter eine ziemliche 
Gleichmäßigkeit aufweiſen müſſen, zum mindeſten, daß die ſelbſt⸗ 
verſtändlich niemals aufhörenden Veränderungen ſo langſam und 
wachstümlich ſich vollziehen, daß ſie keine Erſchütterungen im 
völkiſchen Leben hervorrufen. 

Andererſeits wird ſich eine dauernde Ausleſe vollziehen, indem 
immer wieder ein Beſſerer einen Geringeren erſetzt, während 
der Geringere zu einer ſchlichteren Arbeit geführt wird. 

Schematiſch könnte man ſich den Vorgang ſo vorſtellen, daß 
der Staat ſtets einen gewiſſen Vorrat an öffentlichen Auf gaben 
ſolcher Art hält, die zwar voll leiſtungsfähige, aber nur ſchlich⸗ 
teſte Arbeitskräfte brauchen. 

Man braucht nicht zu fürchten, daß dieſer Gedanke irgendwo 
mit dem des Arbeitsdienſtes und ſeinen Aufgaben in Gegenſatz 
gerät. 

Jedenfalls iſt dies die einfachſte Veranſchaulichung für den 
Vorgang, wenn die Volksgemeinſchaft durch ihren Staat dauernd 
Arbeitskräfte, und zwar eben der einfachſten Art, verlangt. 

Sie darf ſich nicht etwa darauf einlaſſen, Sabriten und fpe- 
zialiſierte Unternehmungen anderer Art zum Zwecke der Ge— 
währung des Rechtes auf Arbeit einzurichten. 

Dies ſoll ſie ruhig dem Unternehmer überlaſſen. Die Volks⸗ 
gemeinſchaft und ihr Staat haben nur dafür zu ſorgen, daß der 
Unternehmer nicht in Verſuchung kommt, den Volksgenoſſen, 
der bei ihm arbeiten ſoll, deswegen im Lohn zu drücken, weil 
dieſer ſonſt Arbeitsloſigkeit befürchten muß. 

Es liegt in der Natur der Wirtſchaftsrechnung, daß ſie jede 
Möglichkeit benutzen muß, an Unkoſten zu ſparen, und auch der 
ſozialſte Unternehmer kann nicht höhere Löhne zahlen, als wie 
der Wettbewerb feiner Erzeugniſſe mit denen anderer Unters 
nehmungen ihm geftattet. 

Eine Berichtigung unſozialen Drucks auf die Löhne durch 
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Überwachung, Erziehung, Humanität oder Tarife ift letzten 
Endes wirkungslos, zum mindeſten aber praktiſch unzuverläſſig, 
weil ſchließlich jeder objektive Maßſtab fehlt, welcher Lohn nun 
eigentlich unſozial iſt und welcher nicht. 

In der Ratloſigkeit der materialiſtiſchen Denkweiſe iſt man 
dabei zur Formulierung eines „Exiſtenzminimums“ gekommen. 

Dieſes verfluchte Exiſtenzminimum iſt eine Entwürdigung 
des lebendigen Menſchen, es iſt der ſchärfſte Ausdruck einer Sus 
meſſung des Lebens durch die Wirtſchaft, eben jener Bewirt⸗ 
ſchaftung der lebendigen Kräfte des Volkes, die wir Kapitalismus 
nennen und die der Marxismus zum Götzen erhoben hat. 

Denn welche Grenze nach unten iſt denn dabei zu finden außer 
dem Hunger und dem nackten Elend! 

„Es kommt eben nur darauf an, wie weit man die Menſchen 
ins Elend ſinken laſſen will“, ſagt Rathenau. 

Dabei iſt es aber ein immer wieder auszumerzender Irrtum, 
wenn man glaubt, daß hieran die Wirtſchaftsrechnung ſelbſt, 
die Verpflichtung des Unternehmers zur ſparſamſten Verwendung 
ſeiner Mittel, ſchuld wäre. 

Auch gegenüber ſeiner Volksgemeinſchaft und ihrer Wirt⸗ 
ſchaft hat der Unternehmer die Pflicht zu ſparſamſter Erzeugung 
und möglichſt billigem Preis ſeiner Erzeugniſſe. 

Der Fehler liegt nicht in einer ſchlechten, dem ſozialiſtiſchen 
Gewiſſen widerſprechenden Wirtſchaftsrechnung, fo daß eine 
Verbeſſerung des Sehlers durch ein mehr oder weniger unwirt— 
ſchaftliches Verhalten zugunſten ſozialer Erwägungen erzielt 
werden könnte, er liegt auch nicht in der Hemmungsloſigkeit des 
Eigennutzes, dem man durch gemeinnützige Überwachung Seffeln 
anlegen könnte, ſondern er liegt darin, daß eine lediglich der 
Wirtſchaft dienende Volkskraft rechtlos dieſer Wirtſchafts— 
rechnung ausgeliefert iſt. 

Er liegt darin, daß der Hunger und der Mangel die Arbeits⸗ 
kraft jeden Grades (richtig verſtanden nicht nur des beſitzloſen 
Arbeiters, ſondern aufſteigend bis zur höchſten und wichtigſten) 
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zur Annahme derjenigen Bedingungen zwingt, die eine einfeitige 
Ausrichtung des Arbeitslebens auf das Kapital ihr diktiert. 

Solange der lebendige Menſch nur dann exiſtieren kann, wenn 
er ſich den Bedingungen der Wirtſchaftsrechnung unterwirft, 
beherrſcht allerdings die Wirtſchaftsrechnung das Leben der 
Volksgenoſſen und des Volles. 

Nur wenn ihr ein wirkſames, wirkliches, greifbares Recht 
gegenübertritt, das dem Leben ſeine Unabhängigkeit von der 
Wirtſchaftsrechnung ſichert, kann der Zwang zur Ausbeutung 
gebrochen werden. 

Wir müſſen uns unerbittlich vor Augen halten, daß die ma— 
terielle Lage unſerer Arbeiterſchaft nicht den Anforderungen ents 
ſpricht, die wir aus Gründen der Sittlichkeit und der Würde 
unſeres Volkes erheben müſſen. 

Wir wiſſen genau, daß dies nicht die Schuld der einzelnen 
Unternehmer und nicht einmal die Schuld einer als Ganzes vor— 
geſtellten Unternehmerſchaft iſt. 

Und jeder weiß auch genau, welche großen menſchlichen und 
kameradſchaftlichen Anſtrengungen unzählige Unternehmer machen, 
um an ihrem Teil für ihre Arbeiter an der Milderung des 
Übels mitzuwirken. 

Aber alle Bemühungen ſowohl einer ſozialen Geſetzgebung 
wie einer ſozial geſonnenen Unternehmerſchaft bleiben wirkungs⸗ 
los, folange nicht über die Wirtſchafts rech nung das große 
lebendige Recht im Volle getreten iſt. 

Mit dem Recht auf Arbeit hört die Abhängigkeit der Ar⸗ 
beit auf. 

Die Arbeit ſelbſt wird das Grundmaß jeder Wirtſchafts— 
rechnung und beſtimmt dieſe, anſtatt daß ſie von ihr beſtimmt 
wird. 

Wenn der Arbeiter nicht mehr zu fürchten braucht, daß er 
dem nackten Hunger und der Vernichtung feiner Familie preis⸗ 
gegeben wird, falls er einen Arbeitsplatz verliert oder un: 
angemeſſene Bedingungen nicht anzunehmen gewillt iſt, dann 
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ergibt ſich eine Verhandlung zwiſchen Unternehmer und Arbeiter, 
die auf gleicher Ebene ſtattfindet. 

Der Arbeiter tritt dem Unternehmer nicht mehr als der— 
jenige gegenüber, der um etwas bitten muß, was der andere ge⸗ 
währen oder verweigern kann. 

Er braucht nunmehr auch in der Ablehnung ſeiner Sorderung 
nicht mehr die Ausnützung feiner Rechtlofigkeit und Abhängig⸗ 
keit zu erblicken, und die wichtigſte und ſchneidendſte Urſache 
eines allzu leicht aufflackernden Haſſes iſt damit beſeitigt. 

Denn die Volksgemeinſchaft, die ihn als vollberechtigtes Glied 
wieder aufgenommen hat, bürgt ihm ja dafür, daß er zum min⸗ 
deſten eine ausreichend entlohnte Arbeit findet. 

Der Maßſtab aber für den ausreichenden Lohn wird unter 
allen Umſtänden durch denjenigen Lohn gegeben, der von Staats 
wegen für die jederzeit vorhandene, ſchlichteſte, aber voll zu 
leiſtende Arbeit gewährt wird. 

Die Verantwortung der Staatsführung kann dieſen Lohn 
niemals unter den Grad ſinken laſſen, der der Geſamtleiſtung 
des Volkes und im Verhältnis zu ihr der ſchlichten Einzel— 
leiſtung angemeſſen iſt, weil nicht nur niemand mehr ein In— 
tereſſe an einem Druck auf dieſen Mindeſtleiſt ungslohn 
hat, ſondern weil die unabänderliche Ausrichtung auf das 
Sittengebot jede Abweichung von der höchſten Gerechtigkeit zu 
einem Verbrechen ſtempelt. 

Es mag fein, daß viele den Zwang des Intereſſes für gez 
wichtiger halten als den Zwang der Sittlichkeit. 

Wir haben den Beweis geliefert, daß die Kraft ſittlicher 
Überzeugung ſtärker iſt als diejenige der Intereſſen. 

Aber immerhin mag, da wir von dem Recht auf Arbeit als 
Wirtſchaftsprinzip ſprechen, auch das Intereſſe an einer gerechten 
Seſtſetzung des Mindeſtlohnes begründet werden. 

Wenn nämlich ein möglichſt hoher Mindeſtlohn nicht auf 
Koften anderer Entlohnungen, d. h. der Entlohnungen bis zur 
höchſten Leiſtung hinauf geſchieht, ſondern nichts anderes bildet 
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als die Grundlage jeder gerechten Lohnbildung bis zur höchſten 
Leiſtung hinauf, dann hat tatſächlich niemand ein Intereſſe 
daran, den Mindeſtleiſtungslohn niedriger zu halten, als wie er 
der Gefamtleiftung des Volkes angemeſſen iſt. 

Und zwar muß der Mindeſtlohn für die ſchlichteſte Leiſtung 
keinen höheren verhältnismäßigen Aufwand für die Ernährung 
erfordern, als wie das Volk im ganzen an Arbeitskraft für ſeine 
Ernährung aufwendet. 

Denn alles, was höherer Lohn iſt, darf ſich nicht durch 
ſicherere Sättigung, ſondern nur durch Erweiterung der übrigen 
Lebenshaltung ausdrücken. 

Eine Volkswirtſchaft kann nicht richtig fein, 
die der vollwertigen, wenn auch ſchlichten Ar: 
beitsleiſtung Hunger auferlegt. 

Daraus ergibt ſich aber, daß ſich auf dem Mindeſtlohn für 
die ſchlichteſte Leiſtung eine Stufenfolge höherer Löhne für 
höhere Leiſtungen aufbaut, die nach oben hin durchaus keiner 
künſtlichen Begrenzung bedarf. 

Sie findet ihre Grenze nur in der Leiſtungsfähigkeit der ge⸗ 
ſamten Volkswirtſchaft, d. h., ſie kann immer nur einen ange⸗ 
meſſenen und natürlich ausgewogenen Teil von dem darſtellen, 
was das ganze Volk erarbeitet. 

Dies aber iſt erſt dann zu ſeiner vollen Höhe entwickelt, wenn 
alle Arbeitskräfte des Volkes eingeſetzt ſind, während es höchſt 
unwirtſchaftlich vermindert wird, wenn die politiſche Führung 
eines Volkes Arbeitsloſigkeit duldet. 

Arbeitsloſigkeit bedeutet nicht nur ein Ders 
brechen gegenüber dem Volksgenoſſen, den ſein 
Volk in die Welt hineingeboren hat und dem es 
daher den Raum für feine Arbeit ſchuldig ift. 

Sondern Arbeitsloſigkeit bedeutet auch gleich— 
zeitig den wahnwitzigen Widerſinn der Volks- 
wirtſchaft. 
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Sie bedeutet eine völlig unzulängliche Bedarfsbefriedigung 
und eine Vermögen und Vermögensbildung zerſtörende Ver⸗ 
minderung der Leiſtung. 

Von der Arbeitsloſigkeit, die wir bei Übernahme der Ders 
antwortung vorgefunden haben, ſind mindeſtens zwei Drittel 
der Tatſache zu verdanken, daß es unterlaſſen wurde, den durch 
äußere Urſachen, durch Rationalifierung uſw., freigeſetzten Ar⸗ 
beitskräften unverzüglich Arbeit zu verſchaffen. 

Sind zehn Arbeitsloſe ein Jahr lang arbeitslos, ſo bedeutet 
der leiſtungsloſe Verzehr, zu dem ſie gezwungen ſind, einen Ver⸗ 
luſt der Volkswirtſchaft, der ſich in weiteren zwei Arbeitsloſen 
ausdrückt, weil für die Arbeit dieſer keine Betriebsmittel mehr 
vorhanden fino. 

Und dieſe zwei machen ſofort einen dritten neuen Arbeits⸗ 
loſen, weil ſie aus dem Verbrauch ausfallen und damit als 
Auftraggeber der Volkswirtſchaft nicht mehr in Betracht 
kommen. 

Im darauffolgenden Jahr aber verſtärkt ſich und ſummiert 
ſich dieſe Wirkung aufs neue, und wir begreifen, daß es, ab⸗ 
geſehen von der ſittlichen Verpflichtung, auch keine größere und 
wichtigere wirtſchaftliche Aufgabe für eine Staatsführung gibt, 
als unter allen Umſtänden Arbeitsloſigkeit zu verhindern. 

Wirkt jedoch das Recht auf Arbeit in einem Volke als ſitt⸗ 
liches Prinzip, ſo wirkt es ſich auch gleichzeitig auf die Wirt⸗ 
ſchaft dieſes Volkes als lebendiges wirtfchaftliches Prinzip aus, 
indem die Aufrechterhaltung der vollen Leiſtung auch Wirt⸗ 
ſchaft überhaupt erſt möglich macht. 

In einem Volke, in dem Arbeitsloſigkeit die Leiſtung immer 
wieder einſchränkt, kann nicht mit Sinn und Nutzen Wirtſchaft 
getrieben werden. 

In einem ſolchen Volke wird nicht nur kein Vermögen für 
neue Arbeit gebildet, ſondern auch das vorhandene Vermögen 
zerſtört. 

Die Richtigkeit dieſer Seftftellung erkennt jeder, der die Ders 
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ſchuldung der deutſchen Volkswirtſchaft und die Entwertung 
der Beſitzwerte betrachtet. 

Hand in Hand mit der Entwertung der Arbeit durch ihre 
Verſchleuderung und Verachtung, die in der Arbeitsloſigkeit liegt, 
muß auch die Entwertung der Vermögen ſchreiten. 

Ihren Wert wieder aufzurichten, iſt nicht möglich, wenn nicht 
zuvor die Arbeit wieder aufgewertet worden iſt. 

Und hier erkennt man die Notwendigkeit einer Wirtſchafts⸗ 
politik, wie ſie der Nationalſozialismus eingeleitet hat. 

Nicht durch Borfen-, Bank⸗, Kapitals⸗ und Kreditmanipula⸗ 
tionen, ſondern durch Arbeit wird die Wirtſchaft belebt. 

Die Aufwertung der Arbeit hat damit begonnen, daß wir 
uns auf die Arbeit wieder beſonnen und ſie zunächſt in ihr poli⸗ 
tiſches und geſellſchaftliches Ehrenrecht wieder eingeſetzt haben. 

Sie ſchreitet fort mit jeder neuen Senkung der Arbeitsloſen⸗ 
ziffer, weil damit jedesmal wieder ein Stück völkiſcher Kraft 
zur voilen Gleichwertigkeit heraufgezogen wird. 

Und ſie wird wirtſchaftlich vollendet werden, wenn ſie ſitt⸗ 
lich voll verwirklicht ift, nämlich, wenn nach ſiegreicher Bee 
endigung der Arbeitsſchlacht das Recht auf Arbeit als gültiges 
Geſetz zu wirken beginnt. 

* 


Das Recht auf Arbeit iſt kein Anrecht auf einen beſtimmten 
Arbeitsplatz. Es verbürgt dem Volksgenoſſen nur Arbeit und 
damit ſein Daſein, nicht aber eine Berufsausübung, die er ſich 
etwa wünſcht. 

Eine ſolche Bürgſchaft würde ja für die Staatsführung die 
Überwachung jedes Arbeitsplatzes und eine bis ins einzelne 
gehende Lenkung des Leiſtungseinſatzes bedeuten, die ſchließlich 
in einer völlig zentraliſierten und bürokratiſierten Menſchen⸗ 
bewirtſchaftung enden würde. 

Die Freiheit zur Entfaltung ſeiner Kräfte kann das Volk nur 
haben, wenn die nicht vorausſchaubaren Leiſtungen ſich ents 
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falten können, während jede zentrale Lenkung nur eine Lenkung 
der vorauszuberechnenden Leiſtungen ſein kann. 

Die Zukunft des Volkes hängt daher davon ab, ob wir das⸗ 
jenige ſittliche Prinzip zu verwirklichen die Kraft haben, das 
das Recht als das höhere Prinzip gegenüber der Rechnung 
wirkſam macht, und damit erreichen, daß innerhalb dieſes Rech⸗ 
tes alle Kräfte des Volkes ſich frei entfalten können. 

Dies heißt aber auch freie Betätigung derjenigen Kräfte, die 
zu unternehmen, zu wagen, zu erfinden, zu ſchöpfen, aufzubauen 
verſtehen. 

Ihnen ihre Laufbahn und ihren Leiſtungsraum geſetzlich zu 
verbürgen, würde heißen, das Leben des Volkes in Seffeln zu 
ſchlagen und gleichzeitig das natürliche, in jedem Augenblick neu 
zu erwerbende Vorrecht der Leiſtung zu einem kaſtenmäßigen 
Privileg zu machen. 

Das Recht auf Arbeit, das nur die ſchlichteſte Arbeit für 
jeden Volksgenoſſen verbürgt, iſt ſomit ein Prinzip, das gleich⸗ 
zeitig auch die Ausleſe ſichert. 

Die Arbeitskraft, die unter der Herrſchaft der kapita⸗ 
liſtiſchen Geiftese und Willenshaltung auf den Markt geben 
mußte, ſich anbieten, ſich ihren Lohn aushandeln mußte, wird 
durch das Recht auf Arbeit aus dem Markt ge⸗ 
nommen und als feſte, dauernde Grundlage des wirtſchaftlichen 
Lebens des Volles eingeſetzt. 

Die Leiſtung aber muß auf den Markt gehen, 
um ſich durchzuſetzen. 

Sie muß in den Wettkampf mit anderen Leiſtungen eintreten, 
um den ihr zukommenden Platz überhaupt mit Recht beſetzen 
zu können. 

Das einzige materielle Gut, das dem Menſchen unveräußerlich 
zuſteht, die Arbeitskraft, muß vor Kechtloſigkeit und Ausbeutung 
geſchützt ſein. 

Seine perſönliche Leiſtung aber iſt in den Stand geſetzt, ſich 
frei zu entwickeln, wenn das Daſein als ſolches geſichert iſt, 
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weil es als Arbeitskraft fein ſicheres Anrecht im Leben des 
Volkes hat. 

Dieſe Sicherung der bloßen Exiſtenz iſt eine lebendige, frei 
auf die natürliche Kraft und auf den lebendigen Einfag be: 
gründete Sicherung, alſo etwas völlig Entgegengeſetztes der 
marxiſtiſch und kapitaliſtiſch erſtrebten Sicherung durch Ver⸗ 
mögen oder Verſorgung. 

Sie iſt vielmehr nichts weiter als ein Spiegelbild des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Glaubens daran, daß Leben, Recht und Ehre nie: 
mals anders als durch Einſatz und Lebenswillen geſichert wer⸗ 
den können. 

Der Aufſtieg jeder Begabung zu dem ihr zukommenden Platz 
vollzieht ſich in einem Volke, in dem das Recht auf Arbeit leben⸗ 
dig iſt, in natürlichem und freiem Wettbewerb, und auch die 
Wirtſchaft unterſteht dann unwiderruflich den Sittengeſetzen, die 
dem Volke eigentümlich ſind. 

Sie kann dann ruhig frei ſein, weil die Arbeit frei iſt und 
das Vorrecht vor dem Kapital angetreten hat. 

Das Recht auf Arbeit ift die Vorausſetzung zu einer freien 
Wirtſchaft, weil mit ſeiner Herrſchaft das Vorrecht der Arbeit 
geſichert iſt. 

Eine Wirtſchaft, die unter dem zwingenden Recht auf Arbeit 
ſtattfindet, kann nicht anders als ſozialiſtiſch ſein. 

Die Aufgaben geſetzlicher Geſtaltung der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Beziehungen können erſt angefaßt werden, wenn das 
Recht auf Arbeit, d. i. die Herrſchaft des Sittengeſetzes, auf⸗ 
gerichtet iſt. 

Und wie alles Leben nur dann wirklich nach ſeinem natür⸗ 
lichen Lauf und zu ſeinem natürlichen Ziel geſchehen kann, wenn 
es ſeine eingeborenen Sittengeſetze befolgt, ſo kann auch die 
Wirtſchaft nur dann ſinnvoll beſtehen, ja überhaupt erſt be⸗ 
ſtehen, wenn das Recht auf Arbeit die lebendige Wirklichkeit jedes 
wirtſchaftlichen Alltags iſt. 

Denn der Mangel an Recht auf Arbeit, das Unrecht der 
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Arbeitsloſigkeit, bedeutet, daß um fo viel Wirtſchaft weniger 
möglich iſt, als Arbeit nicht geleiſtet worden iſt. 

Jede Einſchränkung des Rechts auf Arbeit bedeutet auch Linz 
ſchränkung der Möglichkeit einer Wirtſchaft. 

Darum waren ja die „Proletarier“ nichts anderes als Objekte 
der Wirtſchaft, ausgeſchloſſen von der Teilnahme am Wirt⸗ 
ſchaftsleben und dieſem unterworfen als bloße Maſchinen⸗ 
elemente eines ſeelenloſen Wirtſchaftsautomatismus: Weil 
jederzeit die Möglichkeit beſtand, daß ihre Arbeit verhindert 
wurde. 

Ein Volk, deſſen Arbeitsleben von dem Auftrag durch andere 
abhängt, iſt nicht frei, iſt ein Proletariervolk, auch dann, wenn 
es zeitweiſe im Fett zu ſchwimmen glaubt. 

Denn jede Erſchütterung in den Beziehungen zu ſeinen Auf⸗ 
traggebern bedeutet Arbeitsloſigkeit und Wirtſchaftszerſtörung 
im eigenen Volke. 

Ein Volk, das frei fein, die Würde feiner Volksgenoſſen 
ſchützen und ſinnvolle Wirtſchaft treiben will, muß für ſich und 
jeden feiner Volksgenoſſen das Recht auf Arbeit zur unerſchüt⸗ 
terlichen Tatſache machen. 

* 


Recht auf Arbeit bedeutet, daß die Volksgemeinſchaft praktiſch 
dauernd nach Arbeitskräften ſuchen muß, daß alſo dauernder 
Bedarf nach Arbeit iſt. 

Um ſich überhaupt zu erhalten, muß das Kapital ſich der 
Arbeit zur Verfügung ſtellen, es muß ſich anbieten, um nicht 
nutzlos verzehrt zu werden. 

Dies bedeutet, daß die Arbeit, bisher gering geachtet und 
billig, weil fie fib auf einem allzu engen Markte anbieten, 
mußte, nunmehr in Achtung ſteht und ihres Lohnes ſicher iſt, 
während das Kapital nicht mehr den Preis für ſeine Bereit⸗ 
ſchaft zu diktieren imſtande iſt, nicht mehr angebetet iſt und 
billig wird. 
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Denn auch der Staat, ſoweit er zur Durchführung ſeiner 
Pflicht, das Recht auf Arbeit zu verbürgen, eigene Aufwendungen 
zu machen ſich entſchließt, braucht ſich grundſätzlich nicht an das 
unter privater Verfügung ſtehende Kapital zu wenden. 

Da ſeine Volkswirtſchaft ſtets in vollem Lauf bleibt, iſt es 
keinerlei Belaſtung, aus dieſer Volksgemeinſchaft die Mittel zu 
entnehmen, die etwa für öffentliche Aufgaben notwendig ſind. 

Er wird ſich aus den ſorgfältig unterſuchten Erfahrungen 
der Vergangenheit die Erkenntnis zunutze machen, daß für den 
Staat, ebenſo wie für die geſamte Volkswirtſchaft, arbeiten 
unter allen Umſtänden billiger iſt als nicht arbeiten, und daß 
die Ausgaben des Staates für ſinnvollen Einſatz verfügbarer 
Arbeitskräfte ſich jederzeit durch entſprechende Einnahmen des 
Staates decken. 

Damit iſt nun aber für die freie Wirtſchaft ein ungeheurer 
Vorteil erreicht, d. h. alſo für den Einſatz der freien Wirtſchaft 
im Dienſte des Volkes: 

Freiſetzung von Arbeitskräften aus Gründen der techniſchen 
oder organifstorifchen Rationaliſierung iſt keine zweiſchneidige 
Maßnahme mehr, der gegenüber ſoziale Bedenken erhoben wer: 
den müßten. 

Denn jede verfügbare Arbeitskraft bedeutet unter dem Recht 
auf Arbeit nicht mehr eine Belaſtung der Wirtſchaft, eine Ders 
luſtquelle und vor allen Dingen kein Unrecht gegen den frei: 
geſetzten Volksgenoſſen. 

Jede Arbeitskraft findet in der unabläſſigen Ausleſe wieder 
ihren Platz, weil jede ſchlichteſte Arbeitskraft unter allen Um: 
ſtänden von der Volksgemeinſchaft ſelbſt ihren Arbeitsraum 
erhält. 

Die Fruchtbarmachung des techniſchen Sortfchritts und organi: 
ſatoriſcher Vereinfachung und Überlegung wird nun erſt im 
vollen Ausmaße möglich, ebenſo wie die Fruchtbarmachung der 
Vermögensbildung des Einzelnen für das Ganze. 

Wir brauchen vor der Aufſtellung neuer Maſchinen, vor 
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arbeitſparenden Erfindungen, vor dem Einſatz neuer oder der 
ausgebreiteteren Verwendung ſchon bekannter Naturkräfte keine 
Furcht mehr zu haben, ſondern alles dient zur Erhöhung, Ver: 
edelung und Bereicherung des Volkslebens. 

Die Verteilung des Geſamtarbeitsertrages nach der Leiſtung 
iſt geſichert, und ſelbſt die ſehr alltäglichen und praktiſchen 
Fragen der Preisbildung bekommen ein neues Geſicht, wenn ſich 
zeigt, daß es ſich viel weniger um die theoretiſche Definition des 
„gerechten Preiſes“ als vielmehr um die tatſächliche Geſtaltung 
des gerechten Lohnes handelt. 

Denn gerechter Lohn für jede Arbeit heißt auch, jeden Volks⸗ 
genoſſen nach Maßgabe ſeiner Leiſtung an der erhöhten und 
veredelten Geſamtleiſtung teilnehmen laſſen. 

So kommt eine techniſche Verbeſſerung, eine Erweiterung 
der Verſorgung, eine Erhöhung der Lebenshaltung allen zugute, 
wenn auch nicht in kommuniſtiſcher Gleichmacherei, ſo doch in 
natürlicher Gerechtigkeit. 

Arbeit für alle iſt das ſicherſte Mittel, Brot für alle zu ſchaffen 
und gerecht zu verteilen. 

Dadurch, daß der Staat jede ſich bietende Gelegenheit benützt, 
neue Werte zu ſchaffen, verwendet er die ſtets auftretende Spitze 
verfügbarer Arbeitskraft wie in einem Speicher, anſtatt ſie nutz⸗ 
los verrinnen zu laffen, wie es der Aberglaube des Kapitalis⸗ 
mus getan hat. 

Menſchen find Reichtum und nicht eine Belaſtung des Volks⸗ 
vermögens, wie der Kapitalismus glauben machen wollte. 

Das Wachstum des Volkes wird durch keine kapitaliſtiſche 
oder marxiſtiſche Lenkung und Beſchränkung mehr geſtört und 
gehemmt, und wenn es auch nicht möglich iſt, durch wirtſchaft⸗ 
liche Maßnahmen den Rinderſegen hervorzurufen, fo war es 
doch leider möglich, durch wirtſchaftliche Not den Kinderreichtum 
zu beſchränken. 

Man kann ein Volk durch Wirtſchaft nicht aufbauen, aber man 
kann es durch Wirtſchaft zerſtören. 
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Und dieſe zerſtörende Kraft einer das Volksleben beherrſchen⸗ 
den Wirtſchaft iſt gebrochen, wenn über dem Leben des Volkes 
felbft und ſeiner Wirtſchaft das lebendige Recht ftebt. 

Niemand wird dann das Eigentum eines anderen als Urſache 
einer Ausbeutung anſehen können, weil die Ausbeutung ſelbſt, 
die ſich nur an die Rechtlofigkcit der Arbeit heften konnte, durch 
die Errichtung des Rechtes zerſtört iſt. 

Das Eigentum iſt nicht Raub an der Gemein⸗ 
ſchaft, ſondern Arbeitsſtätte in der Gemein: 
ſchaft. : 

Wie dem Bauern fein Eigentum und feine Arbeitsftätte als 
Erbhof erft wieder wirklich zu eigen gegeben ift, fo fichert das 
Recht auf Arbeit auch jedem Volksgenoſſen eine Stätte für 
ſeine Arbeit, und keiner, der noch kein Eigentum hat, iſt in 
ſeinem Grundrecht dem Eigentümer gegenüber benachteiligt. 

Da aber gleichzeitig die Bürgſchaft für Arbeit eine ſelbſt⸗ 
tätige und auf das feinſte abgeſtufte Gerechtigkeit in der Ver⸗ 
teilung des Geſamtarbeitsertrages iſt, wird jede Leiſtung, die 
über die nackte Lebenserhaltung hinausgeht, auch zu Beſitz und 
Eigentum gelangen können. 

Das große Ziel der Schaffung eines umfaſſenden Eigentümer⸗ 
ſtandes, dem gegenüber nur geringe Ausnahmen Beſitzloſer 
beſtehen, kann ebenſo wie die antikapitaliſtiſche Aufgabe des 
Nationalſozialismus, die Brechung der Finsknechtſchaft, nur 
durch das Recht auf Arbeit verwirklicht werden. 

Die antikapitaliſtiſche Aufgabe iſt ja nur ein Teil der ſozia⸗ 
liſtiſchen. 

Der Nationalſozialismus hat ſich mit vollem Bewußtſein 
feiner Zielſetzung und feinem Namen nach zur Erfüllung der 
ſozialiſtiſchen Sehnſucht der deutſchen Arbeiterſchaft bekannt. 

Er verfolgt fein Ziel nicht durch äußerliche Umgeſtaltung eins 
zelner Teile des Volkslebens, auch nicht durch künſtliche Bindung 
der Wirtſchaft, deren Freiheit doch notwendig iſt, um ein 
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freies Volk auch auf ihren Gebieten reich und glücklich zu 
machen. 

Die Aufgaben, die das Bekenntnis zum Sozialismus ſtellt, 
ſind ewig und unüberſehbar. 

Die Beſeitigung von ARechtlofigkeit und Ausbeutung, die Er⸗ 
richtung von Recht und Freiheit für die Arbeit iſt die erſte, die 
wir zu löſen haben. 

Selbſt diejenigen Pflichten, die der Volks gemeinſchaft jeder⸗ 
zeit obliegen, ſolange z. B. die Súrforge für Kranke, Alte und 
Schwache dem Staate zufallen muß, oder die Aufgaben zur 
Sörderung von Erziehung und Ausbildung, zur Sörderung der 
Volksgeſundheit, der Wehrhaftigkeit und alle die vielen anderen, 
die aus der herrlichen Pflicht einer Führung für ihr Volk 
erwachſen, ſind wirtſchaftlich erſt wirklich lösbar, wenn das 
Volk ſich darauf beſonnen hat, daß es ſittlich und wirtſchaftlich 
gleich verderblich iſt, Volksgenoſſen in das Unrecht der Arbeits⸗ 
loſigkeit zu ſtoßen. 

Iſt dieſes Unrecht nicht nur praktiſch, ſondern auch durch die 
unwiderrufliche Zielfegung auf das Recht auf Arbeit grundſätz⸗ 
lich beſeitigt, dann kann der neue Marſch zu neuen Zielen be: 
ginnen, dann iſt das Tor des Sozialismus geöffnet. 


Im Fentralverlag der MSDAP. Frz. Eher Nachf. G. m. b. H., 
München 2 WO, erſchienen: 
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